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Recht

Die Koalition aus CDU/CSU/SPD befasst 
sich ab Zeile 2958 des Koalitionsvertrages 
vom 5. Mai 2025 mit dem Lieblingsthema 
der Deutschen: Migration und Integra-
tion. Das beginnt in Zeile 2959 mit hohlen 
Worten: „Deutschland ist ein weltoffe-
nes Land und wird es auch bleiben. Wir 
stehen zu unserer humanitären Verant-
wortung. Das Grundrecht auf Asyl bleibt 
unangetastet. Wir wollen Integration 
ermöglichen.“

Koalitionäre 
Restriktionsabsichten

Nun ja. Schwarz-Rot will nicht missver-
standen werden. Deshalb ist wenige 
Zeilen später Schluss mit den verbalen 
Freundlichkeiten. Zeile 2972 „Freiwillige 
Aufnahmeprogramme beenden“, Zeile 
2975 „Familiennachzug aussetzen“. Zeile 
2979 „Migrationsabkommen“ (da geht 
es um Rückführungsabkommen mit Her-
kunftsstaaten). Weitere Überschriften 
sind beispielsweise: Begrenzung der Mig-
ration, Liste der sicheren Herkunftsstaa-
ten erweitern. 

Unter dem irreführenden Titel in Zeile 
3081, der da lautet: „Beschleunigen, Digi-
talisieren und entlasten“ geht es um die 
Abschaffung der sog. Turboeinbürgerung 
nach drei Jahren, mit einem „Rechtskreis-
wechsel“ sollen Ukrainer:innen wieder 
auf Asylbewerberleistungen reduziert 
werden. Leider war all das von Schwarz-
Rot zu erwarten. Zu befürchten. 

Ein politischer Dauerbrenner fehlt eben-
falls nicht. Laut Zeile 3082 „Beschleuni-
gung von Asylverfahren, insbesondere von 
Gerichtsverfahren“ sollen Asylverfahren 
erneut beschleunigt werden. Mal wieder. 
Verzweifelte Beschleunigungsvorschrif-
ten als vermeintliche Lösungen von Pro-
blemen sind Schicksal der Asylsuchenden 

bereits seit Anfang der 1980er Jahre. Mit 
Eingriffen in das Grundgesetz im Rahmen 
des sog. Asylkompromisses Anfang der 
90er Jahre: Art. 16a GG, Konzept der 
sicheren Drittstaaten, offensichtlich unbe-
gründete Anträge etc., weitere Steige-
rung 2016 im Asylpaket II mit Einführung 
des „Beschleunigten Asylverfahrens“ (§ 
30a AsylG), mit dem Ziel der Entschei-
dung innerhalb einer Woche in speziel-
len Aufnahmeeinrichtungen. Statistisches 
Material dazu ist z.B. nicht auffindbar. Seit 
Jahrzehnten wird beschleunigt, und jedes 
Mal werden Rechte Asylsuchender weiter 
geschliffen.

Aufreger: Abschaffung des 
Amtsermittlungsgrundsatzes – 
ein Frontalangriff?

In Zeile 3091 des Koalitionsvertrages wird 
„vereinbart“ (ein Vertrag meint ja über-
einstimmende Erklärungen der Beteilig-
ten, im Sinne von: so machen wir das): 
„Aus dem „Amtsermittlungsgrundsatz“ 
muss im Asylrecht der „Beibringungs-
grundsatz“ werden.“

Also: ein Grundsatz müsse sich in einen 
anderen wandeln. Muss werden. Das ist 
mindestens schlampig formuliert. Grund-
sätze wandeln sich selten. Schwarz-
Rot will die Amtsermittlung, die auch als 
Untersuchungsgrundsatz bezeichnet wird, 
in aller Schlichtheit im Asylrecht abschaf-
fen. Und durch den Beibringungsgrund-
satz aus dem Zivilrecht ersetzen. Diese 
Formulierung stand bereits in dem sog. 
Sondierungspapier, welches die Fachpo-
litiker der späteren Koalition ausgehan-
delt hatten. Die Neue Richtervereinigung 
hatte dies bereits vor Unterzeichnung 
des Koalitionsvertrages in einem Offenen 
Brief vom 22. März 2025 kritisiert. Ich bin 
sicher, die Koalitionäre wussten, was sie 

Schwarz-Rot simuliert Härte 
in der Asylpolitik

Bund plant die Abschaffung des Amtsermittlungs-
grundsatzes im Asylverfahren – und hat die 

Rechnung ohne EU- und Grundrecht gemacht

Thomas Jung

Koalitionsverträge 
sind Vereinbarungen. 
Absprachen, was in der 
kommenden Legislatur 
durch die Politik umgesetzt 
werden soll. Sie kommen 
sprachlich verständlich, 
teils anbiedernd daher 
und haben nicht alle eine 
Chance auf Verwirkli-
chung. 
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tun, wenn sie entgegen geäußerter fachli-
cher Kritik an ihrem Plan festhielten. Und 
dass das eigentlich rechtlich nicht geht.

Ist dieses Vorhaben also ein gefährlicher 
Frontalangriff auf das Asylrecht, oder ein 
stumpfes Schwert, oder nur eine Luft-
blase?

Amtsermittlungs- versus 
Beibringungsgrundsatz

Der Amtsermittlungsgrundsatz (auch 
Untersuchungsgrundsatz oder Inqui-
sitionsmaxime genannt) ist ein zentra-
les Prinzip in vielen deutschen Verfahren, 
das eine Behörde oder ein Gericht ver-
pflichtet, den für eine Entscheidung rele-
vanten Sachverhalt von Amts wegen, also 
unabhängig von Anträgen der Beteiligten, 
zu untersuchen und aufzuklären. Ziel ist 
die Gewährleistung einer objektiven und 
fairen Entscheidung, indem die Behörde 
aktiv die Tatsachen ermittelt, die für das 
öffentliche Interesse und ein gerech-
tes Ergebnis wichtig sind. Dieses Prin-
zip ist im Straf-, Verwaltungsverfahrens- 
und Sozialrecht rechtlich verankert. § 86 
VWGO lautet: „Das Gericht erforscht den 
Sachverhalt von Amts wegen; die Betei-
ligten sind dabei heranzuziehen. Es ist an 
das Vorbringen und an die Beweisanträge 
der Beteiligten nicht gebunden.“

Der Beibringungsgrundsatz aus dem Zivil-
prozess besagt, dass die Parteien den Pro-
zessstoff selbst bestimmen und dass das 
Gericht seiner Entscheidung explizit nur 
die von den Parteien vorgebrachten Tat-
sachen zugrunde legen darf.

Die Schimäre eines 
Systemwechsels

Die Koalition tut so, als ob sie im Asyl-
recht einen Grundsatz durch den anderen 
ersetzen könne. Daran ist von Anfang an 
die implizite Behauptung falsch, dass im 
Asylrecht (nur) der Untersuchungsgrund-
satz gelte. Nationales und europäisches 
Recht bestimmen eine Anwendung beider 
Grundsätze, wie sich innerstaatlich bereits 
deutlich an den umfangreichen Mitwir-
kungspflichten für Asylsuchende in den §§ 
15, 25 Abs. 1 Satz 1 AsylG ablesen lässt. 

Asylsuchende unterliegen in Asylverfah-
ren umfassenden Mitwirkungspflichten. 
Insbesondere existiert dort regelmäßig 
ein „Beweisnotstand“, weil Asylsuchende 
oft als „Zeugen in eigener Sache“ die ein-
zige Informationsquelle für die asyler-
heblichen Tatsachen sind. Asylsuchende 

sind verpflichtet, bei der Aufklärung des 
Sachverhalts mitzuwirken (§ 15 Abs. 1 
Satz 1 AsylG). Sie müssen insbesondere 
selbst die Tatsachen vortragen, die ihre 
Furcht vor Verfolgung oder die Gefahr 
eines ihnen drohenden ernsthaften Scha-
dens begründen, und alle erforderlichen 
Angaben machen (vgl. § 25 Abs. 1 Satz 1 
AsylG). 

Diese zentralen Mitwirkungspflichten ver-
drängen den Amtsermittlungsgrundsatz 
indes nicht etwa vollständig. So müssen 
das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF) und die Gerichte nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungs-

gerichts neben der Mitwirkungspflicht der 
Asylsuchenden von Amts wegen insbe-
sondere Informationen zur allgemeinen 
Sicherheits- bzw. Verfolgungslage im Her-
kunftsland und im Zielstaat einer Abschie-
bung als Grundlage der Gefahrenprog-
nose ermitteln und ihrer Entscheidung 
zugrunde legen.

Das neue Gutachten des 
Wissenschaftlichen Dienstes

Der Wissenschaftliche Dienst des Deut-
schen Bundestages hat in einem Gutach-
ten vom 14. August 2025 die Rechtslage 
unter verschiedenen Aspekten analysiert.1 
Hier eine Zusammenfassung wichtiger 
Aspekte. Sofern weiter unten zitiert wird, 
finden sich die Quellen in dem Gutachten.

Völkerrechtlich gebe es keine Vorga-
ben zur Ausgestaltung des Asylverfahrens. 
„Allerdings ergibt sich aus dem Refoule-
ment-Verbot des Art. 33 Abs. 1 GFK, dass 
Schutzsuchende Zugang zu einem effek-

tiven Verfahren haben müssen. In diesem 
Zusammenhang wird in der Literatur (und 
vom UNHCR) angeführt, dass die Sach-
verhaltsfeststellung gemeinsame Auf-
gabe des Antragstellers und der zuständi-
gen Behörde sei („shared-duty-of-fact fin-

1	  https://www.bundestag.de/resource/
blob/1110178/EU-6-039-25-WD-2-039-
25-WD-3-046-25.pdf

MSJFSIGSH: Berücksichtigung häuslicher Gewalt 
gegen Frauen im Aufenthaltsrecht

Leitfaden für die Mitarbeitenden in der schleswig-holsteinischen 
Zuwanderungsverwaltung zu dem Thema: Die Berücksichtigung 
von häuslicher und/oder geschlechtsspezifischer Gewalt gegen-
über Frauen im Aufenthaltsrecht

Das Sozialministerium Schleswig-Holstein hat am 10.6.2025 die Zuwanderungs-
behörden der Kommunen und des Landes den Leitfaden „Die Berücksichtigung 
von häuslicher und/oder geschlechtsspezifischer Gewalt gegenüber Frauen im 
Aufenthaltsrecht“ zur Beachtung im Rahmen von räumlichen Beschränkungen, 
bei Wohnsitzregelungen sowie bei der Erteilung einiger Aufenthaltstitel, insbe-
sondere der Erteilung eines eigenständigen, ehegattenunabhängigen Aufent-
haltsrechts, und bei anderen Regelungen zugestellt.

Auszug:

„Dieser Leitfaden soll einen Beitrag zum Schutz von Frauen vor Gewalt (insbe-
sondere häuslicher Gewalt) leisten. Er beschränkt sich auf den Themenkomplex 
des Aufenthaltsrechts und steht vor dem Hintergrund des „Übereinkommens 
des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt“ vom 11. Mai 2011 (im Folgenden „Istanbul-Konvention“). 
Der Begriff „Frauen“ umfasst in diesem Leitfaden alle Menschen, die von poten-
ziellen Tätern als Frauen und/oder Mädchen „gelesen“ werden...“

Download: https://www.frsh.de/artikel/msjfsigsh-beruecksichtigung-haeusli-
cher-gewalt-gegen-frauen-im-aufenthaltsrecht

Weitere Anwendungshinweise des Bundes und schleswig-holsteinische Erlasse 
finden sich online auf der Homepage des Flüchtlingsrats Schleswig-Holstein: 
https://www.frsh.de/service/behoerden-recht 
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ding“).“ Völkerrechtlich sind BAMF und 
Verwaltungsgerichte also weiter mitwir-
kungs- bzw. aufklärungspflichtig.

Anerkennungs-Richtlinie und 
Anerkennungs-Verordnung

Die unionsrechtliche Anerkennungs-
Richtlinie (RL): Vorgaben für die Prüfung 
von und den Umgang mit Anträgen sind 
– noch – in Art. 4 Anerkennungs-RL ver-
ankert. Diese und eine andere Richtli-
nie werden mit Wirkung ab dem 12. Juni 
2026 durch die Asylverfahrensverord-
nung (AsylVerf-VO) und die Anerken-
nungsverordnung (Anerkennungs-VO) 
ersetzt, vgl. Art. 41 f. Anerkennungs-VO, 
Art. 78 f. AsylVerf-VO). Unionsrechtli-
che Verordnungen gelten – anders als 
Richtlinien – unmittelbar in den Mitglied-
staaten, müssen also im Grundsatz nicht 
mehr durch nationales Recht umgesetzt 
werden.

Es steht den Mitgliedstaaten nach Art. 4 
Abs. 1 Satz 1 Anerkennungs-RL derzeit 
frei, die Schutzsuchenden zu verpflich-
ten, „alle zur Begründung des Antrags 
auf internationalen Schutz erforderlichen 
Anhaltspunkte“ darzulegen. In Deutsch-
land ist das im AsylG umgesetzt. Damit ist 
das Verfahren aber nicht abgeschlossen.

Aus dem aktuell geltenden Art. 4 Abs. 1 
Satz 2 Anerkennungs-RL ergibt sich, dass 
die Mitgliedstaaten im nationalen Recht 
sogar Mitwirkungspflichten der Asylbe-
hörden bei der Antragsbegründung durch 
den Schutzsuchenden vorsehen müssen. 

Der EuGH
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
konkretisierte die genannten Vorschrif-
ten nämlich dahingehend, „dass die Aussa-
gen einer um internationalen Schutz nach-
suchenden Person im Verfahren zur Prü-
fung der Tatsachen und Umstände durch 
die zuständigen Behörden nur den Aus-
gangspunkt bilden“ und „die Behörden 
der Mitgliedstaaten gegebenenfalls aktiv 
mit dem Antragsteller zusammenarbei-
ten [müssen], um relevante Angaben zu 
ermitteln und zu ergänzen“. Ermittlungs-
pflichten der Behörden und der Gerichte 
also.

Neu formulierte 
EU-Verordnungen

Ab Mitte 2026 werden die neue Asylver-
fahrensverordnung (AsylVerf-VO) und 
die Anerkennungsverordnung in Kraft 
gesetzt. Die Anerkennungs-RL entfällt 
damit. 

Neuerdings gibt es damit eine kleine 
Kursänderung. In den neuen Bestimmun-
gen ist keine dem Art. 4 Abs. 1 Satz 2 
AsylVerf-RL entsprechende Bestimmung 
mehr enthalten, die ausdrücklich eine Mit-
wirkungspflicht der Asylbehörde bei der 
Antragsbegründung vorsieht. Vielmehr 
sollen die Antragsteller mit den zustän-
digen Behörden zukünftig kooperieren. 
Das ist keine Einbahnstraße, kooperieren 
müssen also auch Behörden und Gerichte. 
Whatever that means.

Behörde und Gerichte
Die Asylbehörde berücksichtigt nach Art. 
34 Abs. 2 Buchst. b AsylVerf-VO (von 
Amts wegen!) außerdem sachdienliche, 
genaue und aktuelle Informationen über 
die Lage im Herkunftsland des Antragstel-
lers zum Zeitpunkt der Entscheidung über 
den Antrag. Wie nach derzeit geltender 
Rechtslage wird deutlich, dass diese Län-
derinformationen nicht vom Antragsteller 
vorzulegen, sondern von der Asylbehörde 
eigenständig zu beschaffen und zu berück-
sichtigen sind. Der Ermittlungsauftrag der 
Asylbehörden besteht nach neu formu-
lierter unionsrechtlicher Rechtslage damit 
im Grundsatz fort.

Art. 67 Abs. 3 AsylVerf-VO unterschei-
det sich nur hinsichtlich der Formulierung, 
nicht aber hinsichtlich des Inhalts von Art. 
46 Abs. 3 AsylVerf-RL. Das Wirksamkeits-
erfordernis gerichtlichen Rechtsschutzes 
impliziert, dass Gerichte diese Informati-
onen selbst einholen müssen – entweder 
aus öffentlichen Quellen oder aus Quel-
len, deren Vorlage sie von einer der Par-
teien verlangen.

Unionsrechtlich ändert sich also mit dem 
Wechsel von einer Richtlinie zu einer Ver-
ordnung für die Amtsermittlung nichts. 
Innerstaatlich ließe sich Amtsermittlungs-
pflicht schon wegen des höherrangigen 
Unionsrechts im Kern nicht suspendieren/
umwandeln/abschaffen.

Die Charta der 
Grundrechte der Europäischen 
Union (GRCH)

Art. 47 GRCh garantiert „jeder Person“ 
das Recht auf einen wirksamen Rechts-
behelf und ein unparteiisches Gericht. 
Nicht nur Unionsbürgern, auch Asylsu-
chenden. Die Charta gilt allerdings nur für 
das gerichtliche Verfahren, nicht vor einer 
Behörde. Wie das Gericht einen Sachver-
halt ermittelt, ist in der Charta nicht nor-
miert.

Aus dem Recht auf einen effektiven 
Rechtsbehelf aus Art. 47 Abs. 1 GRCh 
folgt nach der Rechtsprechung des 
EuGH grundsätzlich zwar keine Pflicht 
zur umfassenden Prüfung bzw. Ermitt-
lung von Amts wegen. Dementsprechend 
kann die gerichtliche Kontrolle grund-
sätzlich durch den Parteivortrag begrenzt 
sein. Eine Pflicht zur Prüfung von Amts 
wegen kann aber dann gelten, wenn zwi-
schen den beteiligten Parteien ein syste-
misches Ungleichgewicht besteht. Also 
zwischen Asylsuchendem auf der einen 

Recht

Buchempfehlung 

Reinhard Pohl: 
Das Asylverfahren
Sie kommen aus Afghanistan, Iran, Irak, Türkei oder 
Jemen. Sie kommen aus Nigeria, Eritrea, Somalia oder 
Guinea. Sie kommen aus China, Russland, Vietnam 
oder Myanmar. Sie kommen aus Venezuela, Kolum-
bien oder Peru. Hier beantragen sie Schutz vor Ver-
folgung. In diesem Taschenbuch wird das Asylverfah-
ren erklärt, von der Ankunft über die Verteilung und 
dem „Dublin-Verfahren“ bis zum Kernstück des Verfah-
rens, der Anhörung. Es folgt das Protokoll und danach 
der Bescheid. Gegen den kann man klagen. Erklärt wird 
auch, welche Folgen eine positive oder eine negative Entscheidung hat. Erklärt 
wird schließlich der Folgeantrag und das Widerrufsverfahren.

Kiel 2025, 80 Seiten, ISBN 978-3-6951-9214-4, 10 Euro
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Seite und Behörden/Gerichten auf der 
anderen. Dies könnte nach dem Gutach-
ten des Wissenschaftlichen Dienstes dafür 
sprechen, dass den nationalen Gerich-
ten in Asylverfahren nicht nur nach dem 
EU-Sekundärrecht (Art. 46 AsylVerf-RL, 
Art. 67 AsylVerf-VO) und nach den grund-
rechtlichen Ermittlungspflichten aus Art. 
4, 19 Abs. 2 GRCh, sondern auch gemäß 
der eigenständigen grundrechtlichen 
Gewährleistung aus Art. 47 Abs. 1 GRCh 
eigene Informationsbeschaffungsbefug-
nisse für den Fall verbleiben müssen, dass 
sie die jeweiligen Informationen zur Beur-
teilung des Falls für erforderlich halten.

Das ist für Nichtjuristen womöglich 
nicht leicht zu verstehen. Im Kern geht 
es darum, dass auch aus der Charta ein 
eigenständiges Grundrecht von Asylsu-
chenden auf Prüfung von Amts wegen – 
jedenfalls im Einzelfall – abgeleitet werden 
könnte, jedenfalls aber die fortbestehende 
Zulässigkeit der gerichtlichen Amtsermitt-
lung.

Das Grundgesetz und die  
(geplante) Abschaffung der 
Amtsermittlung

Der Amtsermittlungsgrundsatz steht – 
auch für das Asylverfahren – nicht expli-
zit im GG, wird allerdings vom Bundes-
verfassungsgericht daraus hergeleitet. 
Wie viele andere Grundsätze auch. Diese 
Untersuchungsmaxime soll der Findung 
der „materiellen Wahrheit“ und mit dem 
materiellen Recht vereinbarer Entschei-
dungen dienen. Bezugsnormen sind die 
Garantie effektiven Rechtsschutzes in Art. 
19 Abs. 4 GG und das Rechtsstaatsgebot 
(Art. 20 Abs. 3 GG). Grundrechtsdogma-
tiker, also meist Professoren, die publizis-
tisch vorkommen möchten, streiten über 
den heranzuziehenden Artikel. Aber nicht 
über den Grundsatz.

Das Bundesverfassungsgericht bezeichnet 
das Asylgrundrecht allerdings als in beson-
derem Maße „verfahrensabhängig“, da das 
Bestehen dieses grundrechtlichen Schut-
zes erst durch ein Verfahren festgestellt 
werden müsse.

Gerichte müssen zur Sachverhaltsermitt-
lung unter anderem die spezifischen insti-
tutionalisierten Quellen nutzen, die ihnen 
gerade für die Aufklärung asylrechtli-
cher Sachverhalte aufbereitet und bereit-
gestellt werden. Besondere Bedeutung 
kommt regelmäßigen und übereinstim-
menden Berichten von internationalen 
Nichtregierungsorganisationen zu.

Recht

Der Amtsermittlungsgrundsatz wird dabei 
durch die Mitwirkungspflichten der Asyl-
suchenden nach Ansicht des BVerfG 
ergänzt und partiell überlagert. Die 
Pflicht zur Amtsermittlung wird dadurch 
aber gerade nicht aufgehoben. Die vom 
BVerfG bisher stets betonte verfassungs-
rechtliche Dimension der geforderten 
gerichtlichen Sachaufklärung wird gegen 
die vollständige Abschaffung aller Ermitt-
lungspflichten der Gerichte in Asylsachen 
sprechen. Damit lugt auch weiterhin die 
Amtsermittlungspflicht in das Asylverfah-
ren.

Zum Schluss ein Fazit
Die Intentionen eines Koalitionsvertra-
ges sind vielfältiger, auch populistischer, 
Natur. Verständlich zu formulieren, was 
die Parteien umsetzen wollen. Zum Asyl-
verfahren allerdings ist die Politik nicht 
frei. Europäisches Recht und das Grund-
gesetz verlangen – auch wenn Schwarz-
Rot das querliegt – ein faires Asylverfah-
ren, in welchem Behörden und Gerichte 
den Asylsuchenden in seinem Begeh-
ren durch Amtsermittlung unterstützen. 
Zur Klärung, ob ein Anspruch auf Grund-
rechtsschutz besteht. Nicht grenzenlos, 
aber effektiv. 

Da wird auch 2025 und danach so blei-
ben. Die Befürchtung, mit Umsetzung des 
Koalitionsvertrages würde jeder Hunde-
steuerfall mehr richterliche Aufmerksam-
keit als das Schicksal von Menschen erlan-
gen (Carolin Dörr, Verfassungsblog 13. 
Mai 2025), ist nachvollziehbar. Aber aus 

den geschilderten rechtlichen Vorgaben 
aktuell unbegründet. 

Die eingangs gestellte Frage, ob der Koa-
litionsvertrag sich an diesem Punkt als 
gefährlicher Frontalangriff auf das Asyl-
recht, als stumpfes Schwert oder als Luft-
blase erweisen wird: ich pieke mit spit-
zer Nadel in den Ballon. Ja, diese Pläne 
sind gefährlich. Nein, die Umwandlung 
der Grundsätze durch Schwarz-Rot – als 
AfD-Beschwichtigungspolitik – kann und 
wird nicht kommen. Dieser beabsich-
tigte Systemwechsel ist eine Drohkulisse, 
aber weder mit europäischem Recht noch 
nach innerstaatlichem Recht zulässig. Das 
wussten die Fachpolitiker:innen bei der 
Formulierung des Koalitionsvertrages. Zu 
meiner Überzeugung. Warum sie deshalb 
Gegenteiliges nach außen hin vereinbaren 
und verlautbaren? Ein Schelm, wer Böses 
dabei denkt.

Rechtliche Modifikationen im Asylrecht, 
neue Schikanen und andere neue Härten 
für Geflüchtete dagegen sind bei Schwarz-
Rot keineswegs ausgeschlossen.

Thomas Jung befindet sich nach langjähriger Tätig-
keit als Rechtsanwalt und Notar in Kiel im Ruhe-
stand und ist Mitglied im Flüchtlingsrat Schleswig-
Holstein e.V. 
 

Buchempfehlung 

Reinhard Pohl: 
Weibliche Beschneidung
Lange hatte Deutschland keine Kolonien. Portugal und 
Die weibliche Beschneidung, die eigentlich Genitalver-
stümmelung genannt werden muss, ist in vielen afrika-
nischen Staaten und Völkern verbreitet. Die Frauen in 
Ägypten, Guinea und Somalia leiden darunter. Millionen 
Frauen sind betroffen. Durch die Migration gibt es auch 
hier Familien, die sich für oder gegen die Tradition ent-
scheiden müssen. Meistens entscheiden sie sich dage-
gen, aber jede Beratung ist hilfreich und wichtig. Dieses 
Taschenbuch beschreibt die grausame Tradition und ihr 
Vorkommen nicht nur in afrikanischen Völkern, sondern auch in Asien, im Irak, 
Iran, Indonesien oder Indien. Beschrieben werden auch die Gegenstrategien.

Kiel 2025, 80 Seiten, ISBN 978-3-6951-5872-0, 10 Euro
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